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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 13 RJ 292/05 B 

 

 

 
...................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ................................................, 

 
 

 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Braunschweig-Hannover, 
Lange Weihe 2, 30880 Laatzen, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 23. Mai 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l   und die Richter   Dr.  F i c h t e 

und   Dr.  T e r d e n g e   sowie die ehrenamtlichen Richter 

F r e i h e r r   G r o t e   und   N e u h a u s 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 17. November 2005 wird 

zurückgewiesen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergericht- 

lichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Mit Urteil vom 17. November 2005 hat das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (LSG) 

einen Anspruch des Klägers auf Gewährung von Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 

im Wesentlichen mit folgender Begründung verneint: Nach dem Ergebnis der weitgehend 

übereinstimmenden Gutachten der Dres. A.       , A.        und D.      auf orthopädisch-

chirurgischem Fachgebiet sowie des Nervenarztes Dr. B.          im Gutachten vom 22. Juli 2005 

sei der Kläger noch in der Lage, die ihm sozial zumutbare Beschäftigung eines Hauswarts 

vollschichtig zu verrichten. Das zu einem aufgehobenen Leistungsvermögen des Klägers 

gelangende Gutachten des Psychotherapeuten T.             vom 17. März 2005 (Gutachten nach 

§ 109 des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>) sei in mehrfacher Hinsicht so mangelhaft, dass der 

Senat seine Überzeugung darauf nicht zu stützen vermöge.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozial-

gericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Er beruft sich auf das Vorliegen des Verfahrensmangels 

eines Verstoßes gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG). 

 

 

II 

 

1. Soweit sie die Darlegungserfordernisse erfüllt, ist die Nichtzulassungsbeschwerde des Klä-

gers unbegründet. 

 

Zu Unrecht macht er als Verfahrensfehler geltend, das LSG hätte gemäß seinem in der 

mündlichen Verhandlung gestellten Beweisantrag ein weiteres medizinisches Gutachten ein-

holen müssen. 

 

In der Nichtbefolgung des Beweisantrags liegt keine Verletzung des § 103 SGG. Das LSG 

brauchte sich nicht gedrängt zu fühlen (vgl dazu zB BSG SozR 1500 § 160 Nr 5), ein 

weiteres medizinisches Gutachten, insbesondere ein "fachübergreifendes Obergutachten" 

auf dem Gebiet der "Psychosomatik, Psychotherapie und Psychiatrie" einzuholen. Das 

Gericht ist in der Würdigung der Sachverständigengutachten grundsätzlich frei; es kann 

auch ohne Einholung eines weiteren Gutachtens von ihnen abweichen (BSG Beschluss vom 

6. Dezember 1989 - 2 BU 146/89). Einen allgemeinen Anspruch auf Überprüfung eines 

Sachverständigengutachtens durch ein "Obergutachten" sehen die Prozessordnungen 

- auch das SGG - nicht vor (BSG Beschluss vom 17. November 2003 - B 3 P 23/03 B). Bei 

widersprechenden Gutachten ist das Gericht aber gehalten, sich mit dem Gutachten, dem 

es nicht folgt, auseinander zu setzen (BSG HV-INFO 1988, 1850). 
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Nach diesen Grundsätzen ist das LSG verfahren. Es hat im Einzelnen dargelegt, weshalb es 

den Ausführungen des Sachverständigen Dr. B.        und nicht dem nach § 109 SGG 

bestellten Sachverständigen T.                 gefolgt ist. Das LSG hat die Schlussfolgerungen 

des Dr. B.         , dass über die auf orthopädischem Fachgebiet festgestellten Funktionsstö-

rungen des linken Fußes und der Wirbelsäule hinaus nur ein depressives Syndrom, Konzen-

trationsprobleme und Spannungskopfschmerzen bestünden, die den Kläger nicht an voll-

schichtiger körperlich leichter bis mittelschwerer Tätigkeit im Sitzen oder im 

Haltungswechsel hinderten, als überzeugend angesehen. Demgegenüber ist es dem 

Gutachten des Sachverständigen T.                  , der zu einem aufgehobenen 

Leistungsvermögen gekommen ist, nicht gefolgt, weil dessen Diagnosen 

"Somatisierungsstörung, Schmerzsyndrom, verzögerte Trauerreaktion sowie protrahierte 

posttraumatische Belastungsreaktion bei zwanghafter Persönlichkeit" nicht nachvollziehbar 

begründet seien. Eine Begründung, warum der Kläger hiernach nicht mehr in der Lage sein 

solle, einer körperlichen Tätigkeit nachzugehen, enthalte das Gutachten nicht. 

 

Auch unter Würdigung des Beschwerdevorbringens des Klägers ist nicht ersichtlich, dass 

das Sachverständigengutachten des Dr. B.           , auf das das LSG seine ablehnende Ent-

scheidung gestützt hat, schwere Mängel aufweist, in sich widersprüchlich ist, von unzulässi-

gen Voraussetzungen ausgeht oder Zweifel an der Sachkunde oder Sachdienlichkeit des 

Sachverständigen erweckt. Nur unter diesen Voraussetzungen könnte das Berufungsgericht 

verpflichtet gewesen sein, ein weiteres Gutachten einzuholen (vgl § 118 Abs 1 SGG iVm 

§ 412 Abs 1 der Zivilprozessordnung). Insbesondere macht der Kläger nicht geltend, dass 

ein Neurologe und Psychiater als Sachverständiger von vornherein zur Begutachtung der 

von ihm geltend gemachten Gesundheitsstörungen ungeeignet sei. 

 

Wenn das LSG bei dieser Ausgangslage begründet, warum es nur einem, nicht jedoch dem 

anderen von zwei Gutachten folge, kann hieraus der Vorwurf der Anmaßung eigener Sach-

kunde nicht hergeleitet werden. 

 

2. Die weiteren Rügen des Klägers sind schon deshalb nicht geeignet, die Revisionsinstanz zu 

eröffnen, weil sie den formellen Anforderungen an eine Nichtzulassungsbeschwerde nicht 

gerecht werden. 

 

Der Kläger hat insbesondere keinen Verfahrensfehler bezeichnet, indem er vorträgt (vgl 

Beschwerdebegründung S 6 f unter II 1; 9 f unter II 3), das LSG habe die Grenzen der freien 

Beweiswürdigung verletzt; es hätte ein fachübergreifendes Gutachten einholen müssen, 

denn bei ihm, dem Kläger, seien im Gerichtsverfahren zwei orthopädische sowie ein psychi-

atrisches und ein psychosomatisch-psychotherapeutisches Gutachten - also Gutachten 

unterschiedlicher Fachdisziplinen - eingeholt worden. Stattdessen habe das LSG die 

Gesamtwürdigung dieser Gutachten selbst vorgenommen.  
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Auf eine Verletzung des § 128 Abs 1 Satz 1 SGG (Entscheidung nach der freien, aus dem 

Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen Überzeugung) kann jedoch die Nichtzulas-

sungsbeschwerde nach der ausdrücklichen Regelung des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG 

nicht gestützt werden. Soweit der Kläger mit diesem Vortrag darüber hinaus geltend machen 

möchte, das LSG hätte sich auch gedrängt fühlen müssen (§ 103 SGG), im Hinblick auf eine 

erforderliche Gesamtschau von Psychiatrie/Psychosomatik und Orthopädie ein Obergutach-

ten einzuholen, fehlt es bereits an der Bezeichnung eines hierauf gerichteten 

Beweisantrags, wie von § 160 Abs 2 Nr 3 letzter Teilsatz SGG verlangt. 

 

Soweit der Kläger (Beschwerdebegründung S 10) einen Verstoß des Berufungsgerichts 

gegen den vom BSG aufgestellten Grundsatz rügt, dass "ohne eine ... Gesamtbeurteilung 

durch den Sachverständigen ... unter Verletzung des § 103 SGG die Grenzen der freien 

richterlichen Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 SGG) überschritten" würden (Bezug auf BSG 

Urteil vom 10. Dezember 1987 - 9a RV 3685 <wohl gemeint: 36/85> - SozR 1500 § 128 

Nr 31 und BSG vom 10. Dezember 2003 - B 5 RJ 24/03 R - SozR 4-1500 § 128 Nr 3), sind 

die Voraussetzungen einer Divergenz nicht dargetan. Ob der Kläger mit dem von ihm 

wiedergegebenen Zitat einen konkreten Rechtssatz des BSG bezeichnet hat, kann 

dahingestellt bleiben. Jedenfalls hat er keinen diesem Zitat widersprechenden Rechtssatz 

des LSG gegenübergestellt. Ohne die entsprechende Gegenüberstellung wird der Senat 

jedoch nicht in die Lage versetzt zu beurteilen, ob das LSG - wie für das Vorliegen einer 

Divergenz erforderlich - bewusst von höchstrichterlicher Rechtsprechung abgewichen ist 

(s hierzu BSG SozR 1500 § 160a Nr 67). Eine - unterstellte - unzutreffende Rechtsanwen-

dung durch das LSG stellt hingegen keinen Zulassungsgrund dar (vgl BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 7). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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